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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem heutigen „INFOBRIEF“ möchten wir Ihnen „kurz und bündig“ 

Anregungen zu folgenden Themen geben: 

 

 

 Rückzahlung von Corona-Hilfen – Abgleich durch die Finanzverwaltung 

 Nichtbeanstandungsfrist – Kassenführung läuft ab 

 Steuerliche Erleichterung für freiwillige Helfer in Impfzentren 

 Nutzungsdauer von Computer-Hard- und Software herabgesetzt 

 Gewinn mit Krytowährung kann steuerpflichtig sein 

 Notwendigkeit einer Einkommensteuer-Erklärung bei Kurzabeitergeld 

 Durch angemietetes Arbeitszimmer Steuern sparen 

 

 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen 

oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  

Wir beraten Sie gerne.  

Ihre Steuerberater von Ziegler & Partner  

Der Inhalt dieses Infobriefs wird nach bestem Wissen erstellt; Haftung und Gewähr werden jedoch 
wegen der Komplexität und dem ständigen Wandel der Rechtslage ausgeschlossen 

 

 

 

„Beratung in die Zukunft“  

Ziegler & Partner Steuerberater mbB  

Emmy-Noether-Str. 9  

76131 Karlsruhe  

Telefon: +49 721 98571-0 

Telefax: +49 721 98571-60 

E-Mail: info@Steuerkanzlei-Ziegler.de 

www.Steuerkanzlei-Ziegler.de 

Amtsgericht Mannheim 

PR 100058 
 

Volker Ziegler 

Steuerberater    
 

Michael Ziegler 

Steuerberater   
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Rückzahlung von Corona-Hilfen  

Rückzahlung von Corona-Hilfen – Abgleich durch 

die Finanzverwaltung 

Die Finanzverwaltung hat neben den monatlichen Um-

satzsteuer-Voranmeldungen der Jahre 2019 bis 2021 

und einer Betriebs-/ Sonderprüfung folgende 4 Mög-

lichkeiten die Versteuerung und die Zulässigkeit/ An-

tragsberechtigung der Beantragung von Corona-Hil-

fen nachträglich und innerhalb des Subventionszeit-

raumes bis 2030 zu prüfen:  

 Viele Anträge gingen von den Bewilligungsstellen 

bereits mit Antragstellung als Kopie zum Finanz-

amt 

 Meldung im Rahmen der Steuererklärungen über 

die Sachkonten / Kennziffern die elektronischen 

Hilfen gesondert in der Bilanz/ EÜR für den VZ 

2020 bzw. VZ 2021 

 Sind alle Bewilligungsstellen verpflichtet, die für 

2020 ausgezahlten Hilfen bis 30.04.2021 den Fi-

nanzämtern zu melden  

 über die neue gesonderte Anlage Corona-Hilfen, 

die zur Einkommensteuererklärung/ Feststellun-

gerklärung 2020 mit einzureichen ist (bei Körper-

schaften über die Anlage WA) 

Diese Anlage Corona-Hilfen ist für alle Unternehmer 

mit der Einkommensteuererklärung 2020 bzw. 2021 

zusätzlich zur Anlage S, G und L elektronisch zu über-

mitteln, wobei diese Anlage wohl IMMER abzugeben 

ist. Es spielt also keine Rolle, ob man tatsächlich Hilfen 

bekommen oder beantragt hat. Quelle: www.stbk-sachsen-

anhalt.de/2020/12/28/ueberkompensation/ 

 

 

Kassenführung 

Nichtbeanstandungsfrist der Länder bei Kassen 

läuft ab! 

Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an di-

gitalen Grundaufzeichnungen (sog. Kassengesetz) 

wurde der Einsatz einer zertifizierten technischen Si-

cherheitseinrichtung (TSE) zum Schutz der Kassenauf-

zeichnungen grundsätzlich mit Wirkung zum 

01.01.2020 eingeführt. Grundsätzlich deshalb, da nach 

einer erstmaligen Fristverlängerung bis zum 

30.09.2020 die zweite Fristverlängerung zum 

31.03.2021 ausläuft. 

Hintergrund: Innerhalb der gewährten Frist sind die 

Finanzverwaltungen angewiesen, Kassensysteme bis 

zum 31.03.2021 auch weiterhin nicht zu beanstanden, 

wenn:  

 die TSE bei einem Kassenfachhändler, einem Kas-

senhersteller oder einem anderen Dienstleister bis 

zum 30.09.2020 nachweislich verbindlich bestellt 

(und in einigen Ländern gilt zusätzlich: den Einbau 

verbindlich in Auftrag gegeben hat) oder  

 der Einbau einer cloudbasierten TSE vorgesehen, 

eine solche jedoch nachweislich noch nicht verfüg-

bar ist. 

Ein gesonderter Antrag bei den Finanzämtern ist hier-

für nicht erforderlich. Vielfach wird es nicht möglich 

sein, diese Vorgaben fristgerecht umzusetzen, wenn 

ein cloudbasierter Einbau ansteht. Dies deshalb, da die 

Lösungen einer cloudbasierten TSE vom Bundesamt 

für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zertifi-

ziert werden müssen (bis zum 19.02.2021 ist nur die 

cloudbasierte TSE-Lösung der Anbieter Deutsche Fis-

kal/D-Trust durch das BSI zertifiziert worden.) 

 

Hinweis 

Betriebe mit einer ungeschützten Kasse laufen Ge-

fahr, nach diesem Zeitpunkt, nicht rechtmäßig zu 

handeln mit der Folge von drohenden Schätzungen 

und Ordnungswidrigkeitsverfahren. 



März 2021 – Infobrief 

 

Impressum 

© 2021 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg (Verlag). 

Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige Darstellung und  

ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich 

geschützt. Mit Ausnahme der gesetzlich oder vertraglich zugelassenen Fälle ist eine Verwertung ohne Einwilligung der 

DATEV eG unzulässig. Eine Weitergabe an Dritte ist nicht erlaubt. Aus urheberrechtlichen Gründen ist eine Veröffentlichung  

z. B. in sozialen Netzwerken oder auf Internet-Homepages nicht gestattet. Quellen u.a. Ziegler & Partner Steuerberater. 

 

Einkommensteuer 

Steuerliche Erleichterungen für freiwillige Helfer 

in Impfzentren 

Bund und Länder haben sich auf eine steuerliche Ent-

lastung von freiwilligen Helfern in Impfzentren festge-

legt. Die freiwilligen Helfer können nun vom Übungs-

leiter- oder vom Ehrenamtsfreibetrag profitieren, wo-

nach Vergütungen für bestimmte Tätigkeiten bis zu ei-

nem festgelegten Betrag steuerfrei sind. Hierauf macht 

das Finanzministerium des Landes Baden-Württem-

berg aktuell aufmerksam.  

 Für all diejenigen, die direkt an der Impfung betei-

ligt sind – also in Aufklärungsgesprächen oder 

beim Impfen selbst – gilt der „Übungsleiterfrei-

betrag“ (auch Übungsleiterpauschale genannt). 

Diese Regelung gilt für Einkünfte in den Jahren 

2020 und 2021. Der Übungsleiterfreibetrag lag 

2020 bei 2.400 Euro, 2021 wurde er auf 3.000 Euro 

jährlich erhöht. Bis zu dieser Höhe bleiben Ein-

künfte für eine freiwillige Tätigkeit steuerfrei. 

 Wer sich in der Verwaltung und der Organisation 

von Impfzentren engagiert, kann den „Ehren-

amtsfreibetrag“ (auch Ehrenamtspauschale ge-

nannt) in Anspruch nehmen. Für das Jahr 2020 be-

trug er bis zu 720 Euro, seit 2021 sind bis zu 840 

Euro steuerfrei. 

Sowohl Übungsleiter- als auch Ehrenamtsfreibetrag 

greifen lediglich bei Vergütungen aus nebenberuf- 

lichen Tätigkeiten. Dies ist i. d. R. der Fall, wenn sie im 

Jahr nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit einer ver-

gleichbaren Vollzeitstelle in Anspruch nehmen. Dabei 

können auch solche Helfer nebenberuflich tätig sein, 

die keinen Hauptberuf ausüben, etwa Studenten oder 

Rentner. Zudem muss es sich beim Arbeitgeber oder 

Auftraggeber entweder um eine gemeinnützige Ein-

richtung oder eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts (z. B. Bund, Länder, Gemeinden) handeln. 

Der Übungsleiter- und der Ehrenamtsfreibetrag sind 

Jahresbeträge, die einmal pro Kalenderjahr gewährt 

werden. Bei verschiedenen begünstigten Tätigkeiten 

müssen die Einnahmen zusammengerechnet werden. 

Nutzungsdauer von Computerhardware und Soft-

ware herabgesetzt 

Das Bundesfinanzministerium hat mit Schreiben vom 

26.02.2021 Änderungen zur Nutzungsdauer von Com-

puterhard- und software veröffentlicht. Die Finanzver-

waltung akzeptiert demnach in Gewinnermittlungen 

für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, 

eine Nutzungsdauer von einem Jahr. 

Bemerkenswert ist die Tatsache, dass diese Grundsätze 

in den Gewinnermittlungen nach dem 31.12.2020 auch 

auf entsprechende Wirtschaftsgüter angewandt wer-

den, die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft o-

der hergestellt wurden und bei denen eine andere als 

die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. 

Auch gilt diese Regelung für Wirtschaftsgüter des Pri-

vatvermögens, die zur Einkünfteerzielung verwendet 

werden, ab dem Veranlagungszeitraum 2021 entspre-

chend. Welche Wirtschaftsgüter der Begriff „Compu-

terhardware“ umfasst und wie diese definiert sind, ist 

in dem Schreiben des Bundesfinanzministeriums aus-

geführt. 

Gewinn mit Kryptowährung kann steuerpflichtig 

sein 

Gewinne aus der Spekulation mit digitalen Devisen 

sind nicht unbedingt steuerfrei. Wenn ein Anleger z. B. 

Bitcoins innerhalb eines Jahres nach dem Kauf mit Ge-

winn verkauft, werden diese von den Finanzbehörden 

als private Veräußerungsgewinne bewertet.  

Die Gewinne unterliegen dann dem regulären Einkom-

mensteuersatz. Nur Gewinne unterhalb einer Frei-

grenze von 600 Euro sind für den Anleger im Rahmen 

privater Veräußerungsgeschäfte steuerfrei. Wenn der 

Gewinn diese Grenze übersteigt, ist jedoch der ge-

samte Gewinn steuerpflichtig. 

Reparatur eines privaten Kfz - Keine Steuerermä-

ßigung für haushaltsnahe Handwerkerleistungen 

Unter die 20 %-ige Steuerermäßigung für haushalts-

nahe Handwerkerleistungen fällt nicht die Reparatur 

eines privaten Kfz in einer „Werkstatt“. Haushaltsnahe 

Handwerkerleistungen seien nur solche, die typischer-

weise dem Wohnen in einem Haushalt dienen, wie 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-02-26-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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etwa das Streichen von Wänden oder die Reparatur 

der Heizungsanlage. Die Reparatur eines Pkw diene 

nicht dem Wohnen in einem Haushalt, sondern der 

Fortbewegung vom oder zum Haushalt. So entschied 

das Finanzgericht Thüringen. 

Diese Begründung ist jedoch nicht schlüssig. Haus-

haltsnahe Handwerkerleistungen umfassen handwerk-

liche Tätigkeiten für renovierungs-, erhaltungs-, und 

Modernisierungsmaßnahmen, die in einem inlän- 

dischen oder EU-/EWR-Haushalt des Steuerpflichtigen 

erbracht werden. Wenn dem so wäre, würden Beschei-

nigungen „für amtliche Zwecke“ durch Handwerker er-

stellt, nicht berücksichtigungsfähig, was sie jedoch 

sind. 

Notwendigkeit einer Einkommensteuererklärung 

wegen Bezugs von Kurzarbeitergeld 

Der Bezug von Kurzarbeitergeld kann für viele Arbeit-

nehmer in 2021 erstmalig zur Abgabe einer Einkom-

mensteuererklärung für das Jahr 2020 führen. Das Bay-

erische Landesamt für Steuern wies darauf hin, dass 

eine Einkommensteuererklärung abzugeben ist, wenn 

in 2020 Lohnersatzleistungen von mehr als 410 Euro 

zugeflossen sind. Es empfiehlt sich daher rechtzeitig zu 

prüfen, ob für das Jahr 2020 eine Einkommensteuer-

erklärung abgegeben werden muss. Dabei ist zu be-

achten, dass die Abgabefrist für steuerlich nicht bera-

tene Bürger der 02.08.2021 ist. 

Das Kurzarbeitergeld ist als Lohnersatzleistung steuer-

frei - dies gilt ebenso für die Zuschüsse des Arbeitge-

bers zum Kurzarbeitergeld, zum Saison-Kurzarbeiter-

geld und zum Transferkurzarbeitergeld bis zu einer ge-

wissen Höhe. Lohnersatzleistungen, wie z. B. Arbeitslo-

sengeld, Krankengeld, Elterngeld oder Verdienstaus-

fallentschädigungen nach dem Infektionsschutzge-

setz, unterliegen jedoch dem Progressionsvorbehalt. 

D. h., diese Leistungen werden im Einkommensteuer-

veranlagungsverfahren bei der Ermittlung des indivi-

duellen Steuersatzes einbezogen. Dieser individuelle 

Steuersatz wird jedoch nur auf das tatsächlich steuer-

pflichtige Einkommen (also ohne Kurzarbeitergeld und 

etwaige andere Lohnersatzleistungen) angewendet. 

Dadurch ergibt sich ein höherer Steuersatz für das 

restliche Einkommen, wodurch es zu Steuernachzah-

lungen kommen kann. 

Durch angemietetes Arbeitszimmer Steuern spa-

ren 

Nicht immer ist für das Arbeiten im „Homeoffice“ zu-

hause genug Platz oder Ruhe. Wer einen außerhäus-

lichen Büroplatz mietet, kann die Kosten dafür steuer-

lich absetzen. 

Kosten entstehen für Arbeitnehmer, die ein externes 

Arbeitszimmer angemietet haben. Das kann z. B. ein 

Zimmer in einer Pension oder einem Hotel sein, die 

diesen Service anbieten. In solchen Fällen ist der Wer-

bungskostenabzug nicht auf die sog. Homeoffice-Pau-

schale von 5 Euro am Tag, maximal 600 Euro im Jahr, 

begrenzt, sondern es dürfen die hierfür tatsächlich 

entstandenen Kosten steuerlich abgesetzt werden. 

Zusätzlich dürfen auch noch die tatsächlichen Fahrt-

kosten zu diesem außerhäuslichen Arbeitszimmer und 

die Verpflegungsmehraufwendungen bei einer Abwe-

senheit von wenigstens 8 Stunden von der eigenen 

Wohnung und dem betrieblichen Büro angesetzt wer-

den. Bei einer Abwesenheit von 8 Stunden darf eine 

Verpflegungspauschale von 14 Euro pro Tag als Wer-

bungskosten angesetzt oder vom Arbeitgeber steuer-

frei erstattet werden. Wird die Fahrt zum außerhäus-

lichen Arbeitszimmer mit dem eigenen Pkw absolviert, 

dürfen dafür 30 Cent je gefahrenem Kilometer ange-

setzt werden, d. h., dass hier im Gegensatz zur Fahrt 

zur ersten Tätigkeitsstätte beim Arbeitgeber die Hin- 

und die Rückfahrt zählt. 

Wichtig ist, dass genau dokumentiert wird, an welchen 

Tagen mit Angabe der Uhrzeiten ein außerhäusliches 

Arbeitszimmer genutzt, an welchen Tagen von zu 

Hause aus gearbeitet und ggf. wann ins betriebliche 

Büro gefahren wurde. Das sollte möglichst zeitnah er-

folgen, da es später kaum noch nachvollziehbar ist und 

die korrekte Anfertigung eines Nachweises ansonsten 

erheblich erschwert. 


